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Die Verwüstung der Universität 
 

Einige Anmerkungen zur universitären Ordnungspolitik aus Anlass des 
massiven Polizeieinsatzes auf dem Campus 

 
Ulrich Sonnemann nannte Deutschland einst das „Land der unbegrenzten Zumutbarkeiten“, 
kritisch darauf reflektierend, dass die Substantivierung Zumutbarkeit ein hässliches Wort ist, 
allerdings die Sache selbst von einer solchen Hässlichkeit sei, dass Sprache dies niemals wird 
ausdrücken können und daher die Hässlichkeit jener Substantivierung hinter der der Sache noch 
weit zurückbleibt. Dass diese Charakterisierung auch heute noch zutreffend ist, kann daran 
bemerkt werden, was beispielsweise Studierenden so alles zugemutet werden kann und sie sich 
größtenteils, anstatt gegen diese Zumutungen vorzugehen, wohlig in vorauseilendem 
Konformismus anschmiegen. So wird zum Skandal, dass protestierende Studierende ein paar 
Wände und Böden mit Farbe versehen haben. Dieser „Vandalismus“ (Uni-Präsident, Fachschaft 
Physik, etc.) sei nicht erträglich, schade dem Protest und seinen „eigentlichen Zielen“. Wenn man 
diese Reaktionen – insbesondere von Studierenden, die sich den Schmarrn des Präsidenten zu 
Eigen machen – böse interpretieren will, könnte man sagen, dass erst durch die Bemalung 
festgestellt wurde, dass es diese Wände überhaupt gibt, dass die eigene Einkerkerung in den 
„monumentalen Tummelplatz der Reflexion“ (Steinberg) überhaupt erst reflektierbar wurde. Dass 
hierbei oftmals das Argument hervorgeholt wird, dass die Wandmalereien die eigenen 
Studienbedingungen verschlechtern zeigt an, wie weit schon das Ideologem vom „schönsten 
Campus Europas“ als strukturierendes Element der Wahrnehmung der Uni vorgedrungen ist. Das 
Autoritäre wird so unsichtbar gemacht, da es gar nicht mehr als autoritär erscheint, sondern sich in 
Ästhetik versteckt. Dies verdoppelt sich darin, dass die der autoritären Struktur komplementäre 
Form des Studiums die Reste einer anderen Vorstellung des Studiums – als selbstätige 
Gewinnung von Erkenntnis, selbständiges Aneignen von Theorie etc. – in die hinterletzte Ecke 
verbannt. Die Repräsentation der Uni über Architektur und das komplementäre Studium fallen 
tendenziell in eins, was solche Folgen zeitigt, dass Wandbemalung Studienbedingungen 
maßgeblich beeinflussen soll – obwohl wahrscheinlich kein Text unverstanden blieb, weil ein 
Anarchiezeichen an der Wand zu sehen war und umgekehrt kein Text verstanden wurde, eben 
weil kein Anarchiezeichen im Sichtfeld prangte. 
 
Ordnung Ordnung Ordnung brüllt der Wächter und schließt die Zellentür, 

wirft den Schlüssel weg und schreibt die Geschichte des Siegers 
 
Es drehen sich also Zumutbarkeit und Unzumutbarkeit um. Während es als normal, ergo 
zumutbar, gilt, dass jegliche Form eigenständiger Öffentlichkeit innerhalb der Universität 
systematisch verhindert – das Verbot des Plakatierens, des Auslegens von Flyern etc. –, dass also 
an einem Ort der Kommunikation ebensolche verunmöglicht wird, während es als unzumutbar 
gilt, mit einem Stift an eine Wand zu schreiben. Während also die institutionelle Verfestigung 
einer genuin antidemokratischen Gegenaufklärung zumutbar ist, wird das Aufbegehren dagegen – 
welches zunächst sicherlich auch in begriffsloser Form auftritt – unzumutbar. Der Weg zur 
Demonstration der Macht mittels riesigen Polizeiaufgebots gegen kritische 
Bildungsveranstaltungen ist daher eben nicht mehr weit. Gegen die Geschichtslosigkeit, die eben 
auch und gerade durch das Entfernen jeglicher Zeichen aus dem Blickfeld, die auf eine 
Geschichte von universitären Auseinandersetzungen verweisen könnten, hergestellt wird, hilft nur 
ein kurzer vergleichender Blick in die jüngere Geschichte, um das Ausmaß der praktizierten 
Gegenaufklärung wahrnehmbar zu machen. Wird also zurückgesehen auf die Zeit vor dem 
Umzug der Universität in das IG-Farben-Haus kann auch ohne Verklärung festgestellt werden, 
dass ganze Uni-Gebäude mehrere Wochen besetzt wurden, ohne dass die Polizei gerufen wurde. 
Angebrachte Graffiti oder Parolen erregten hauptsächlich Widerspruch, wenn der Inhalt etwas 
drastisch ausfiel. So prangte 1997 für kurze Zeit die Parole „Präsident abschlachten!“ im Foyer 
des Turms, was auf relativ wenig Gegenliebe stieß. Gegenstand der Kritik war allerdings der 
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Inhalt, nicht das Wändebemalen an sich. Dies steht im Gegensatz zu heute, da höchstens einzelne 
Räume besetzt und nach zwei (!) Tagen polizeilich geräumt werden. Diese angedeutete 
Verschiebung hat nun eine lange Geschichte, die hier nicht rekapituliert werden kann. Die 
wichtigsten Tendenzen sind sicherlich die zurücknahme demokratischer Mitspracherechte und die 
Konzentration der Macht in Hand des Präsidiums. Damit gehen anderseherum die schleichende 
Entmündigung der Studierenden und die Verunmöglichung einer Teilhabe jenseits des Konsums 
von „Wissen“ einher. „Wissen“ erhielt vor einiger Zeit auch im corporate design der Uni seinen 
Platz: „Hier wird Wissen Wirklichkeit“. Damit ist im Prinzip auch schon alles ausgedrückt. 
„Wissen“ ist verdinglichtes Denken, damit starr und fest, kann aufgesogen und ausgespuckt 
werden, wenn es die Prüfungsordnung verlangt. Denken hingegen wäre das Gegenteil von 
Verdinglichung, bzw. der Versuch Verdinglichung aufzubrechen. Max Horkheimer drückte diesen 
Sachverhalt in der Rede zu einer Immatrikulationsfeier in seiner Funktion als Rektor 
folgendermaßen aus: „Selbst das freieste Wort wird zur Unfreiheit im Munde dessen, der es 
nachbetet, und keine Erkenntnis ist gleichgültig dagegen, ob sie lebendig vollzogen oder 
dogmatisch verfestigt wird.“ Indem die gesamte Hochschulpolitik der letzten Jahre darauf 
hinausläuft, den lebendigen Vollzug von Erkenntnis zugunsten von Wissensakkumulation – wer 
sieben bis acht Klausuren in einer Woche schreibt, vollzieht nichts mehr nach, gewinnt keine 
Erkenntnis, sondern ist strukturell zum nachbeten gezwungen – zu entsorgen. Insofern ist der IG-
Farben-Campus, dieses Verwaltungsensemble des geistigen Elends, die materialisierte Phantasie 
der Charaktermasken, hinter denen sich nichts mehr verbirgt und damit die architektonische 
Verhinderung des lebendigen Vollzugs von Erkenntnis. 
 

Die Herrschaft der weißen Wand oder was wird hier repräsentiert? 
 
Dass die Reaktion auf die Besetzung des Casinos so harsch ausfiel und das Vokabular, mit dem 
die Räumung begründet wurde eher darauf schließen lassen konnte, es zögen brandschatzende 
Horden durch die Uni, die nur verbrannte Erde hinterließen – „Vandalismus“ z.B. geht auf eine 
Vorstellung über die Plünderung Roms durch die Vandalen zurück – liegt nun daran, dass das 
Casino ein Herzstück der Repräsentation der Uni ist. Dort sind Räumlichkeiten, die Firmen für 
repräsentative Zwecke mieten, um Versammlungen abzuhalten. Und auch die universitäre 
„Exzellenz“ (re)präsentiert sich dort im Elite-Ambiente. Wenn also solche Repräsentation durch 
den Einsatz von ein wenig Farbe eingeschränkt wird, dann ist dies ein genuin politischer Akt, der 
angreift, dass die Studierenden keinerlei Repräsentation auf dem IG-Farben-Campus haben. Es ist 
die Zurückeroberung einer kleinen Ausdrucksmöglichkeit. Die Enteignung der Studierenden, die 
sich also im Casino besonders ausdrückt – nicht zu vergessen, dass auch „Universitätsfremde“ 
unterteilt werden in die, die man haben will, also diejenigen, die in ihrer Mittagspause dort essen 
gehen, und die, die man nicht haben will, Obdachlose, welche die Mensa nutzen könnten, um 
etwas zu essen zu bekommen – wird durch die bemalten Wände symbolisch zurückgenommen 
und gleichzeitig sichtbar gemacht. Es handelt sich also mitnichten um Zerstörungswut, Lust auf 
Verwüstung oder Vandalismus, sondern um den Versuch einer symbolischen Wiederaneignung. 
Ob dies im Einzelnen funktioniert hat oder nicht, ob dies sinnvoll ist oder nicht, müsste politisch 
diskutiert werden, aber eben ohne sich auf die Logik des Präsidiums einzulassen. Sich auf diese 
Logik einzulassen hieße, die Logik der Herrschaft zu affirmieren und sich von repressiver 
Toleranz auf die Rolle der braven Studis festnageln zu lassen, die ja auch das gleiche wollen 
würden, wie das Präsidium.  

 
Was ist schon das Bemalen einer Wand gegen die Zerstörung des 

Geistes? 
 
Dass aber nur in einem strikten Gegensatz zum Präsidium die Idee einer kritischen Form der 
Bildung festgehalten werden kann, ergibt sich aus dessen Politik der letzten Jahre. Horkheimer 
sagte in der schon erwähnten Rede: „Die bedrohte Freiheit kann nur bewahrt werden durch die, 
die Widerstand leisten, und die Universität ist einer der wenigen Orte in der heutigen Gesellschaft, 
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in der, wenn sie sich ihrer Aufgaben recht bewußt ist, Freiheit eingeübt werden kann.“ Solche 
Worte aus dem Munde eines Unipräsidenten sind heute undenkbar. Im Gegenteil wird die Kraft 
der Kritik ersetzt durch Lehrbuchwissen, lebendige Erfahrung durch totes Pauken. Erfahrung, die 
sich vor allem im reflexiven Prozess überhaupt erst als Erfahrung konstituieren könnte, wird 
verunmöglicht. Die Wahrheit im emphatischen Sinne wurde ersetzt durch jene Wahrheit der 
Berechenbarkeit, der Verwertung. Auch wenn es klar ist, dass früher nicht alles besser war, 
sondern der Geist in Form von negativer Kritik, in der allein, nach einem Wort Horkheimers, das 
Positive überhaupt noch zu finden sei, auch nur ein Nischendasein führte, so war ein Diplom- 
oder Magisterstudium doch noch nicht vollständig der Institution unterworfen. Die Besetzung des 
Casinos kann daher als Versuch gewertet werden, sich der Unterwerfung unter die Institution zu 
entziehen, einen Raum für Erfahrung zu öffnen und einen Reflexionsprozess überhaupt in Gang 
zu setzen. Die Störung des Alltags, der Bruch mit dem „normalen“ Gang der Dinge eröffnet 
überhaupt erst diese Möglichkeiten. Solche Praxis richtet sich gegen eine Hochschulentwicklung, 
als deren Ziel schon 1966 der „Roboterausstoß durch geistfeindliche Institutionalisierung des 
Hochschulstudiums“ (Sonnemann) ausgemacht wurde, die mit der Einführung des Bachelor eine 
neue Qualität erlangte. Der schulische Plan, dem das Studium unterworfen wird, der darauf 
abzielt, irgendwelche Rädchen für irgendwelche Funktionen herzustellen, erweist sich als Form 
zur Herstellung von Untertanen. Die Humankapitalproduktion hat ihren architektonischen 
Ausdruck in der Gestaltung der Wissensfabrik.  
 

Notstandspraxis und Krisenmanagement 
 
Passend dazu reagiert das Präsidium der Universität mit staatlicher Gewalt auf legitimen Protest. 
Das Absurde der Situation ist, dass die Studierenden mit der Besetzung und Durchfürhung von 
selbstorganisierten Veranstaltungen nichts anderes taten, als sich auf einen basalen Grundsatz der 
Aufklärung zu berufen, die Unmündigkeit schrittweise zu verlassen, mitunter, so könnte gesagt 
werden, also einen Grundsatz der Demokratie stark machten. Dass dieses, im Prinzip 
systemimmanentes Programm, schon als „extremistisch“ denunziert wird weist auf den aktuellen 
Stand der Gegenaufklärung. Kant – einer der Philosophen der bürgerlichen Gesellschaft – wird 
hier zum Extremisten. 
Damit wird die Qualität des Polizeieinsatzes und der folgenden Aussperrung der gesamten 
Universität deutlich. Es ist eine Form der Notstandspraxis, eine Aufhebung des Rechtszustandes 
zugunsten der Ausübung unmittelbarer staatlicher Gewalt. Auch wenn sich über 
„Sachbeschädigungen“ versucht wird zu legitimieren und den rechtsstaatlichen Charakter des 
präsidialen Handelns hervorzuheben, so werden Grundrechte, das auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit, welches im normalen Alltag der Uni eben strukturell beschnitten wird und die 
Besetzung sozusagen ein Versuch war, dieses Recht wieder zur Geltung zu bringen, sowie die 
Freiheit der Forschung und Lehre, und für welche Zwecke sollten Universitätsräumlichkeiten 
denn sonst sein als für die freie Ausübung von Forschung und Lehre, gewaltsam verhindert. Eine 
Form der Notstandspraxis ist es eben, legislatives Recht über konstitutives zu setzen. Dies alles ist 
nun nicht als Apologie der FDGO zu sehen, sondern als Vorschlag zur Analyse der gegenwärtigen 
Situation. Dass die Universität im Kapitalismus selbstverständlich ein ideologischer Staatsapparat 
ist, ohne Zweifel eine Funktion der Verteilung von Arbeitskräften hat, steht außer Frage. 
Zu der Notstandspraxis gesellt sich das Krisenmanagement. Ausgedrückt findet sich dies in der 
Praxis des Präsidiums, die „entpolitisierten“ Massen der Studierenden reaktionär zu politisieren, 
d.h. im Sinne der Gegenaufklärung in Stellung zu bringen gegen die Proteste. Diese Form 
reaktionärer Formierung war schon 2006 Praxis einzelner Professor_innen (Gunter Hellmann vom 
Fachbereich 03 wies per email seine Seminarbesucher_innen an, zur Vollversammlung zu gehen 
um gegen die Turmblockade zu stimmen, woraufhin ein absolut diskussionsunfähiger Mob sich 
versammelte und alles niederbrüllte) und ist derzeit wieder zu beobachten. Die Worte des 
Präsidenten, mit denen er die Protestierenden und deren Handlungen charakterisiert zeugen 
davon. Wenn von „Chaos-Touristen“ die Rede ist, von „Vandalismus“, dann sind dies 
Formulierungen, die darauf abzielen „Volks“zorn zu schüren. Dass diese Botschaft angekommen 
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ist, zeigt sich darin, dass sich die Fachschaft Pharmazie mit dem Präsidium für solidarisch erklärt. 
Solidarität, eine Form des notwendigen Zusammenhalts gegen Herrschaft, wird hier ad absurdum 
geführt, wenn sich mit der Herrschaft solidarisch erklärt wird. Die Knechte stimmen ihrer 
Knechtschaft fröhlich zu. Zugleich fährt das Präsidium eine unwidersprochene Politik der 
Erpressung gegenüber den Fachbereichen, die angewiesen werden, sich im Sinne des Präsidiums 
zu positionieren. Zusammen mit einer Politik der Aussperrung ist das Ziel solchen 
Krisenmanagements nicht die Lösung von Konflikten, sondern die Formierung einer 
Universitätsgemeinschaft zum Zwecke des Ausschlusses der Besetzer_innen aus eben dieser 
formierten Gemeinschaft. Vollkommen außer Blick gerät hierbei das willkürliche Reinregieren 
des Präsidiums in die Angelegenheiten der Fachbereiche, deren Autonomie schon länger faktisch 
zerschlagen ist. Beispiele hierfür sind die Verhinderung von Berufungen oder die schon 
diktatorisch anmutenden Umbesetzungen von Berufungskommissionen, die noch nicht mal mehr 
begründet werden müssen. Dass die Fachbereiche sich jetzt lieber den Ordnungsrufen des 
Präsidiums unterordnen anstatt mal auf solche autoritäre Politik hinzuweisen zeigt den Grad der 
Formierung. Dass die reaktionäre Formierung zudem auch noch weitergehend ist, als in den 
offiziellen Verlautbarungen, zeigt eine email an einen Dozenten des Fachbereichs 04. Darin heißt 
es: „Sie wissen ja, was passiert, wenn in diesem Land die Bürger die Dinge in die Hand nehmen 
und mit den Missständen aufräumen, die übrigens heute von Menschen wie ihnen totgeschwiegen 
und verniedlicht werden.“ Dies ist nichts als die Androhung eines Pogroms. 
In Deutschland, so ist derzeit wieder festzustellen, ist Aufklärung als gesellschaftliche Praxis, und 
nur als solche kann sie sich verwirklichen, unerwünscht. Wer sich wagt, etwas in dieser Hinsicht 
zu unternehmen wird bedroht, polizeilich verfolgt und aus der Gemeinschaft (zu der man eh 
besser nicht gehören wollen sollte) ausgestoßen. Die autoritäre Formierung der Universität hat 
eben nicht nur die institutionelle Seite, sondern auch die Seite der darin formierten Untertanen. 
Hierin zeigt sich ein Zug, der die gesellschaftliche Entwicklung insgesamt wiederspiegelt. 
Werden qua Hartz IV staatsunmittelbare Subjekte geschaffen, denen spezifische Schutzfunktionen 
des Rechts gegenüber unmittelbarer staatlicher Gewalt verweigert werden, so wird dies flankiert 
durch die Schaffung zu Erfahrung und Reflexion unfähiger Wissensreproduktionsmaschinen an 
den Universitäten.  
 

Gegen die Abschaffung des Individuums 
 
Insofern ist der Kampf innerhalb der Universität kein rein universitärer Kampf, sondern ein 
gesellschaftlicher. Diese Dimension zeigt sich gerade in dem Zusammenhang von Form und 
Inhalt der universitären Umstrukturierung. Die Schaffung eines unkritischen common sense, der 
dann Wissenschaft genannt wird, drückt sich in der Abschaffung von Sozialphilosophie, 
Sozialwissenschaft und Bildung, wie Gerhard Stapelfeldt feststellte. Die Abschaffung von 
Bildung im Sinne der Aufklärung bedeutet den Abschied vom Individuum als Subjekt seiner 
Handlungen und hypostasiert die Verobjektivierung. Die Schwierigkeit besteht sicherlich darin, 
dass das Individuum nur durch gesellschaftliche Praxis sich erhalten kann, diese aber, wie oben 
skizziert, tendenziell verunmöglicht wird. In der subvertierenden Praxis also müsste in kollektiver 
Aktion eine Stärkung des Individuums inhäriert sein. Dies wäre der Kampf gegen Verdinglichung, 
denn, wie Marcuse anmerkte, das Individuum beginnt dort, wo Verdinglichung aufhört. Dafür gilt 
es, weiterhin Unordnung in die Ordnung zu bringen, die Mauern der Herrschaft sichtbar und 
erfahrbar zu machen und schließlich eine Basis zur Möglichkeit der Reflexion zu errichten. Dies 
kann allerdings nur in schroffem Gegensatz zum Bestehenden gelingen. Andererseits, wenn schon 
das Berufen auf Kant das Bestehende tendenziell transzendiert, stehen die Chancen gut, 
Unordnung zu verwirklichen. 
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